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SATZUNG DES T30 E.V. 
in der Fassung vom 18.11.2018 

 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein trägt den Namen T30 e.V.. 

(2) Er hat den Sitz in der Hansestadt Demmin. 

(3) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. 

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Vereinszweck 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuer-

begünstigte Zwecke" der Abgabenordnung (§§ 51ff) in der jeweils gültigen Fassung. 

 

(2) Zwecke des Vereins sind die Förderung 

• von Kultur und Kunst, 

• der internationalen Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und des Völkerverständi-

gungsgedankens, 

• von der Verbraucherberatung, 

• der Jugendhilfe sowie  

• des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger Zwecke. 

 

(3) Daneben ist Zweck des Vereins die Förderung von Kunst & Kultur, Sport, Jugendhilfe, Tierschutz, Umwelt-

schutz, internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und des Völkerverständi-

gungsgedankens und Volksbildung durch die ideelle und finanzielle Förderung anderer steuerbegünstigter 

Körperschaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts zur ideellen und materiellen Förderung von 

Kunst & Kultur, Sport, Jugendhilfe, Tierschutz, Umweltschutz, internationaler Gesinnung, der Toleranz auf al-

len Gebieten der Kultur und des Völkerverständigungsgedankens und Volksbildung. 

 

(4) Seine Aufgaben in der Verwirklichung der Punkte unter §2(2) sieht der Verein insbesondere in der  

• Durchführung von Veranstaltungen wie Ausstellungen, Lesungen 

• Treffpunkt für Menschen mit Migrationshintergrund 

• Information für die Verbraucher zu bestehenden Vereinsstrukturen und Möglichkeiten der ehrenamtli-

chen Tätigkeit sowie Durchführung von Informationsveranstaltungen 

• Organisation und Durchführung von Schulungen und Workshops im Bereich Kunst, Kultur und Vereins-

wesen 

• Organisation und Durchführung Workshops und Ferienfreizeiten für Kinder und Jugendliche 

• Unterstützung und Durchführung von dem Vereinszweck entsprechenden Veranstaltungen in der Trep-

tower Straße und in Kooperation mit weiteren gemeinnützigen Einrichtungen im Umfeld 

 

Der Satzungszweck unter §2(3) wird insbesondere verwirklicht durch die Beschaffung von Mitteln, durch Bei-

träge und Spenden sowie durch die Organisation, Durchführung und Unterstützung von Veranstaltungen, die 

der ideellen Werbung für den geförderten Zweck dienen. Die Weitergabe der beschafften und eingeworbe-

nen Mittel erfolgt entsprechend der durch die Mitgliederversammlung zu bestimmenden Förderbedingungen, 

die den rechtlichen Grundlagen der Gemeinnützigkeit entsprechen. 

 

  



2 

 

§ 3 Selbstlosigkeit 

(1) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

 

(2) Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder des 

Vereins dürfen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins erhalten. 

 

(3) Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins keine Anteile 

des Vereinsvermögens erhalten. 

 

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch  

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder des Vereins können alle natürlichen Person ab dem 12. Lebensjahr (und juristische Personen) 

werden, die seine Ziele unterstützen. 

 

(2) Der Verein hat folgende Mitglieder: 

- ordentliche Mitglieder 

- jugendliche Mitglieder (bis zur Vollendung des 18. Lebensjahrs) 

- Fördermitglieder 

- Ehrenmitglieder 

 

Nur ordentliche Mitglieder haben ein Stimmrecht und können in Vereinsämter gewählt werden. Jugendliche 

Mitglieder werden mit Vollendung des 18. Lebensjahres zu ordentlichen Mitgliedern. 

 

(3) Über den Antrag auf Aufnahme in den Verein entscheidet der Vorstand. 

 

(4) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

 

(5) Der Austritt eines Mitgliedes ist jederzeit möglich. Er erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 

Vorsitzenden. 

 

(6) Wenn ein Mitglied gegen die Ziele und Interessen des Vereins schwer verstoßen hat oder trotz Mahnung mit 

dem Beitrag für mehr als 12 Monate im Rückstand bleibt, kann es durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung 

ausgeschlossen werden. 

Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Rechtfertigung bzw. Stellungnahme gegeben 

werden. 

Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach Mitteilung des Aus-

schlusses Berufung eingelegt werden, über den die nächste Mitgliederversammlung entscheidet. 

 

§ 5 Beiträge 

Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der Mitgliederversammlung. Zur Festlegung der 

Beitragshöhe und -fälligkeit ist eine einfache Mehrheit der in der Mitgliederversammlung anwesenden stimmbe-

rechtigten Vereinsmitglieder erforderlich. 

Die Mitgliederversammlung kann eine Beitragsordnung verabschieden, die Art, Umfang und Fälligkeit der Bei-

tragsleistungen regelt. 
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§ 6 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind 

a) der Vorstand 

b) die Mitgliederversammlung 

 

§ 7 Der Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus einem bis fünf Mitgliedern. Über die Zahl der Vorstandsmitglieder beschließt die 

Mitgliederversammlung bei der Wahl des Vorstandes. 

Gerichtlich und außergerichtlich sind die/der Vorstandsvorsitzende, der/die Stellvertretende sowie der/die 

Schatzmeister/in allein vertretungsberechtigt. 

 

(2) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf unbeschränkte Zeit gewählt. 

Die Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist möglich. Der Vorsitzende wird von der Mitgliederversammlung in 

einem besonderen Wahlgang bestimmt. Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ih-

rer Amtszeit im Amt, bis Nachfolger gewählt sind. Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ende seiner Amtsperi-

ode aus, können die verbliebenen Vorstandsmitglieder bis zu den Neuwahlen ein kommissarisches Vor-

standsmitglied bestellen. Auf diese Weise darf aber nur ein Vorstandsmitglied bestellt werden. 

 

(3) Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins. Er hat insbesondere folgende Auf-

gaben:  

Der Vorstand entscheidet in allen Angelegenheiten, die nicht der Mitgliederversammlung vorbehalten sind. 

Seine Sitzungen werden vom/von der Vorsitzenden oder dem/der stellvertretenden Vorsitzenden einberufen 

und geleitet. Für die Einberufung gilt eine Frist von acht Tagen. Die Frist beginnt mit dem Tag nach der Ab-

sendung des Einladungsschreibens. 

 

(4) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen wurde und mindestens ein Mitglied an-

wesend ist, das nach § 26 BGB vertretungsberechtigt ist. Der Vorstand kann auch Beschlüsse im Umlaufver-

fahren fassen. Über die Vorstandssitzungen ist ein Protokoll anzufertigen, das auch zwischenzeitlich schrift-

lich gefasste Beschlüsse aufführt. 

 

(5) Der Vorstand kann im Rahmen der Ehrenamtspauschale für seine Tätigkeit vergütet werden. 

Der Vorstand kann für die Geschäfte der laufenden Verwaltung einen Geschäftsführer (besonderen Vertreter 

nach § 30 BGB) bestellen. Dieser ist berechtigt, an den Sitzungen des Vorstandes mit beratender Stimme 

teilzunehmen. 

 

(6) Vorstandssitzungen finden nach Bedarf statt. Die Einladung zu Vorstandssitzungen erfolgt durch den/die 

Vorsitzenden schriftlich unter Einhaltung einer Einladungsfrist von mindestens 7 Tagen.  

 

(7) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Vorstandssitzungen sind beschlussfähig, wenn 

mindestens 1 Vorstandsmitglied anwesend ist. 

 

(8) Beschlüsse des Vorstands können auch schriftlich, (auch per E-Mail) oder fernmündlich gefasst werden, 

wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu diesem Verfahren schriftlich oder fernmündlich erklären. 

Schriftlich oder fernmündlich gefasste Vorstandsbeschlüsse sind schriftlich niederzulegen und vom Sitzungs-

leiter/ der Sitzungsleiterin  zu unterzeichnen. 
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§ 8 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist regelmäßig und bei Erforderlichkeit aufgrund besonderer Abstimmungsgege-

benheiten einzuberufen. 

 

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse erfordert oder 

wenn die Einberufung von 25% der Vereinsmitglieder schriftlich und unter Angabe des Zweckes und der 

Gründe verlangt wird. 

 

(3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich (oder per E-Mail) durch ein Vorstandsmitglied 

unter Wahrung einer Einladungsfrist von mindestens 4 Wochen bei gleichzeitiger Bekanntgabe der Tages-

ordnung. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag, bei E-Mail 

mit der Absendung des Schreibens. Es gilt das Datum des Poststempels. Das Einladungsschreiben gilt dem 

Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied des Vereins schriftlich bekannt gegebene Ad-

resse gerichtet ist. 

Beschlüsse können auch schriftlich gefasst werden. Dazu wird die Beschlussvorlage allen Mitgliedern per 

Post (per E-Mail) mit einer dreiwöchigen Frist zur Stimmabgabe vorgelegt. Stimmabgaben, die nicht bis zum 

Ende der Frist beim Verein eingehen, gelten als Enthaltungen. 

 

(4) Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist grundsätzlich für alle Auf-

gaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan 

übertragen wurden. 

Ihr sind insbesondere die Jahresrechnung und der Jahresbericht zur Beschlussfassung über die Genehmi-

gung und die Entlastung des Vorstandes schriftlich vorzulegen.  

Sie bestellt einen Rechnungsprüfer, der weder dem Vorstand noch einem vom Vorstand berufenen Gremium 

angehören und auch nicht Angestellte/r des Vereins sein darf, um die Buchführung einschließlich Jahresab-

schluss zu prüfen und über das Ergebnis vor der Mitgliederversammlung zu berichten. 

Zu den Aufgaben der Rechnungsprüfer gehört nicht die Prüfung der Zweckmäßigkeit der Mittelverwendung. 

 

Die Mitgliederversammlung entscheidet z. B. auch über 

a) Beitragsbefreiungen, 

b) Aufgaben des Vereins, 

c) An- und Verkauf sowie Belastung von Grundbesitz, 

d) Beteiligung an Gesellschaften, 

e) Aufnahme von Darlehen ab EUR 20.000, 

f) Genehmigung aller Geschäftsordnungen für den Vereinsbereich, 

g) Mitgliedsbeiträge, 

h) Satzungsänderungen, 

i) Auflösung des Vereins. 

 

(5) Jede satzungsmäßig einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig – ohne Rücksicht auf die Zahl 

der erschienenen Vereinsmitglieder. 

 

(6) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt ein An-

trag als abgelehnt. 

Mitgliederversammlungen sind nicht öffentlich. Nichtmitglieder können auf Antrag durch Beschluss der Mit-

gliederversammlung zugelassen werden. Jedes Mitglied hat eine Stimme. 

Das Stimmrecht kann durch schriftliche Vollmacht auf ein anderes Mitglied übertragen werden. Die Voll-

macht ist nur wirksam, wenn sie dem Vorstand vor Beginn der Mitgliederversammlung vorgelegt wurde. Kein 
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Mitglied darf aber mehr als drei Stimmen auf sich vereinen. Die eigene und die übertragenen Stimmen kön-

nen nur einheitlich abgegeben werden. 

Die Stimmrechtsübertragung kann nur für die jeweilige Mitgliederversammlung insgesamt erteilt werden. 

 

§ 9 Geschäftsführung 

(1) Zur Führung der laufenden Geschäfte kann der Vorstand die Geschäftsbesorgung / die Geschäftsführung 

einem Dritten überlassen bzw. eine/n Geschäftsführer/in sowie weitere Mitarbeiter/innen einstellen. Sie kön-

nen haupt- oder ehrenamtlich tätig sein. 

 

(2) Die Geschäftsbesorgung / die Geschäftsführung ist dem Vorstand gegenüber verantwortlich und nimmt an 

Vorstandssitzungen mit beratender Stimme teil. Sie ist besondere Vertreterin des Vereins nach § 30 BGB 

und führt die laufenden Geschäfte im Einvernehmen mit dem Vorstand. Der Umfang der Vertretung kann 

durch den Vorstand näher bestimmt werden. 

 

Folgende Geschäfte obliegen jedoch ausschließlich dem Vorstand und nicht der Geschäftsführer/in: 

a) Die Einstellung bzw. Entlassung von Arbeitnehmern/innen. 

b) Anschaffungen, Investitionen und Verträge einschließlich der Vornahme baulicher Maßnahmen im 

Rahmen von durch den Vorstand festgelegter Wertgrenzen. 

c) Das Eingehen von Bürgschaftsverpflichtungen und/oder die Inanspruchnahme von Krediten. 

d) Der Abschluss von Kooperationsverträgen mit Dritten. 

 

§ 10 Geschäftsordnung 

Der Verein oder einzelne seiner Gremien können sich bei Bedarf eine Geschäftsordnung geben. 

 

§ 11 Auflösung und Liquidation 

(1) Die Auflösung des Vereins erfolgt, wenn sie vom Vorstand oder einem Drittel der ordentlichen Mitglieder 

beantragt und von mindestens drei Viertel der in der einzuberufenden Versammlung anwesenden stimmbe-

rechtigten Mitglieder beschlossen wird. 

 

(2) Die Auflösung kann nur von einer eigens zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung beschlos-

sen werden, zu der mindestens die Hälfte aller ordentlichen Mitglieder erschienen ist. Ist diese Versammlung 

nicht beschlussfähig, so ist innerhalb von drei Wochen eine weitere Mitgliederversammlung einzuberufen, 

die ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen ordentlichen Mitglieder beschließt. 

 

(3) Die Versammlung bestimmt zur Abwicklung der Geschäfte zwei Liquidatoren/innen, deren Aufgaben und 

Befugnisse sich nach den Vorschriften des BGB richten. 

 

(4) Bei Auflösung des Vereins oder bei dauerhaftem Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des 

Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft 

zwecks Verwendung für die Förderung von Kunst und Kultur. 


